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Schriftliche Erklärung zu der Notwendigkeit, die staatliche ungarische Bolyai-Universität 
wiedereinzurichten

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass der Fortbestand und die Entwicklung der in den EU-Mitgliedstaaten lebenden 
autochthonen nationalen Minderheiten durch die staatlich zugesicherten Möglichkeiten der Ausübung ihrer 
sprachlichen und kulturellen Rechte bestimmt wird,

B. in der Erwägung, dass durch die Minderheitensituation bedingte Nachteile eine besondere Behandlung 
erfordern – siehe Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. November 2006 zur 
Mehrsprachigkeit (2006/2083(INI),

C. unter Hinweis darauf, dass Artikel 17 und 18 der Haager Empfehlungen einschließlich der Erläuterungen zu 
den Bildungsrechten nationaler Minderheiten, die 1996 von der OSZE formuliert wurden, in Kraft sind, 

D.  in der Erwägung, dass 2007 das Jahr der Chancengleichheit ist,

E. in der Erwägung, dass die autochthone ungarische Gemeinschaft in Rumänien, die 1,5 Millionen Menschen 
zählt, zu Recht eine autonome, staatlich finanzierte ungarischsprachige Universität beansprucht und dass die 
ungarische Gemeinschaft, die 6,6 Prozent der Bevölkerung ausmacht, Anspruch auf vier staatlich finanzierte 
Universitäten hätte,

F. unter Hinweis darauf, dass von den 29 000 Studenten ungarischer Volkszugehörigkeit, d.h. 4,4 %, aller 
Studenten, nur 10 000 in ihrer Muttersprache studieren können,

G. unter Hinweis darauf, dass 1959 das kommunistische Regime die autonome ungarischsprachige Bolyai-
Universität aufgelöst und sie zwangsweise mit der rumänischsprachigen Babeş-Universität vereinigt hat,

H. unter Hinweis darauf, dass Rumänien es für unmöglich erklärt, die autonome, auch mit dem Steuergeld der 
Staatsbürger ungarischer Volkszugehörigkeit finanzierte Universität wiedereinzurichten,

I. unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, auf die Europäische 
Menschenrechtskonvention, auf das Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler 
Minderheiten sowie auf Artikel 21 und 22 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union;

1. verurteilt nachdrücklich die ablehnende und diskriminierende Haltung der jeweiligen rumänischen Regierung 
und die Einstellung der Universitätsleitung;

2. fordert die Kommission und den Rat auf, die Haltung des rumänischen Staates nachdrücklich zu verurteilen 
und die notwendigen rechtlichen Schritte einzuleiten, um den Staat zur Einhaltung seiner oben genannten 
Verpflichtungen zu bewegen, und zwar zur Wiedereinrichtung der staatlichen ungarischen Bolyai-Universität,

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der 
Kommission sowie der Regierung, dem Parlament und dem Präsidenten Rumäniens zu übermitteln.


